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„LGBTIQ - Rechte weltweit“ im Menschenrechtsausschuss
LSVD fordert intensiviertes Engagement der Bundesregierung

Berlin, 24.5.2023. In der heutigen Sitzung des Menschenrechtsausschusses [https://

www.bundestag.de/ausschuesse/a17_menschenrechte/anhoerungen/946962-946962]  des

Bundestages hat der Lesben- und Schwulenverband in Deutschland (LSVD) die Möglichkeit,

zur Situation von LSBTIQ* in Deutschland, in Europa und in der Welt Stellung zu nehmen. Dazu

erklärt Philipp Braun aus dem Bundesvorstand des LSVD:

Lesben, Schwule, Bisexuelle, trans*, intergeschlechtliche und queere (LSBTIQ*)

Menschen werden vermehrt weltweit von antidemokratischen Politiker*innen und religiösen

Fundamentalist*innen zum Sündenbock gemacht. Sie tun dies, um von den wahren

Zielen abzulenken. Ihnen geht es vor allem um: die Abschaffung von Rechtsstaatlichkeit,

Menschenrechten und Demokratie. Deutschland hat eine historisch erwachsene Verantwortung,

gegen die Angriffe auf die Menschenrechte von LSBTIQ* vorzugehen. Diese ergibt sich aus der

Verfolgung von LSBTIQ* im Nationalsozialismus. Auch die Kriminalisierung durch den Paragrafen

175 darf sich nicht wiederholen – in keinem Land der Erde. Für diese besondere historische

Verantwortung, sich für Menschenrechte und Demokratie muss sich die Bundesregierung

vorbehaltlos einzusetzen. Außerdem ist das Auswärtige Amt in der Pflicht, für gefährdete LSBTIQ*

Aktivist*innen mehr humanitäre Visa bereitstellen. 

Die Menschenrechtslage von LSBTIQ* spitzt sich weltweit zu: In Florida wird das russische

"Anti-Propaganda" Gesetz kopiert, um queere Menschen aus dem öffentlichen Diskurs zu

verbannen. Durch die globale Vernetzung von religiösen Fundamentalist*innen, wie etwa

Evangelikalen aus den USA werden in Ghana und Uganda drakonische Gesetze auf den

Weg gebracht, die auch LSBTIQ*, ja sogar den Einsatz für die Menschenrechte von LSBTIQ*,

kriminalisieren sollen. In Uganda liegt das Gesetz, das selbst die Todesstrafe vorsieht, beim

Präsidenten zur finalen Unterschrift. In Afghanistan sind die Taliban dabei, queere Menschen

systematisch aufzuspüren, zu foltern und zu ermorden – ihnen droht ausnahmslos die physische

Vernichtung. Das Bundesaufnahmeprogramm Afghanistan muss so schnell wie möglich weiter

gehen, damit wir queere Menschen in Afghanistan nicht der systematischen Vernichtung durch die

Taliban überlassen.

Deutschland muss Stellung beziehen, auch in multilateralen Gremien, wie den Vereinten

Nationen, auf Ebene der Europäische Union oder im Europarat.

Menschenrechtsverletzungen müssen ohne Wenn und Aber verurteilt und Aktvist*innen vor allem

im Globalen Süden und Osten durch Projektfinanzierung gestärkt werden.

In Europa begrüßen wir es ausdrücklich, dass sich die Bundesregierung der Klage der EU-

Kommission gegen das sogenannte Propaganda-Gesetz in Ungarn angeschlossen hat. Gesetze,

die von dem russischen Anti-Propagandagesetz inspiriert werden, dürfen in keinem Land der

Europäischen Union wortlos akzeptiert werden. In Europa gibt es laut dem Rainbow Europe Index

rechtliche Fortschritte in vielen Ländern. Gleichzeitig gibt es auch einen Backlash insbesondere in
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Polen und Ungarn, der von Geldgeber*innen der Anti-Gender-Bewegung vor allem aus Russland

und den USA befeuert wird. 

Update: Hier [https://blog.lsvd.de/hirschfeld-eddy-stiftung-und-lsvd-bei-anhoerung-im-

menschenrechtsausschuss-des-bundestages-zum-thema-lgbtiq-rechte-weltweit/]  finden Sie einen

Überblick über die gehaltenen Beiträge und die Zeitmarken in der Aufzeichnung.

Weiterlesen

- Stellungnahme von Philipp Braun (LSVD-Bundesvorstand) zur öffentlichen Anhörung [https://

www.bundestag.de/resource/blob/950038/76f920771424b3c5c03f2f68c1bcb80b/Stellungnahme-

SV-Braun-data.pdf]  am 24. Mai 2023 im Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe mit

dem Thema „LGBTIQ – Rechte weltweit“

- Die Menschenrechtsstiftung des LSVD, die Hirschfeld-Eddy-Stiftung, ist mit Sarah Kohrt

ebenfalls als Sachverständige geladen. Die Stellungnahme [https://www.bundestag.de/resource/

blob/950048/61a00bcf38b1982ba7f5b4ecddda198f/Stellungnahme-SVe-Kohrt-data.pdf]  finden

Sie hier.

- Des Weiteren ist Mikhail Tumasov als ehemaliger Vorsitzender des Russian LGBT

Network geladen. Seine Stellungnahme [https://www.bundestag.de/resource/blob/950050/

da9f6f2bcc8138cbaf2a7aaab14ec615/Stellungnahme-SV-Tumasov-data.pdf]  finden sie hier.

- LSBTI-Inklusionskonzept für die Auswärtige Politik und Entwicklungszusammenarbeit

(lsvd.de) [/de/ct/3621-LSBTI-Inklusionskonzept-fuer-die-Auswaertige-Politik-und-

Entwicklungszusammenarbeit]

Der LSVD+ – Verband Queere Vielfalt e.V. ist ein Bürgerrechtsverband und vertritt die

Interessen und Belange von Lesben, Schwulen, Bisexuellen, trans- und intergeschlechtlichen

Menschen (LSBTI).

Gleiche Rechte, Vielfalt und Respekt – wir wollen, dass LSBTI als selbstverständlicher Teil

gesellschaftlicher Normalität akzeptiert und anerkannt werden.
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